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Für reproduktive Selbstbestimmung und eine Abschaffung des § 218 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) setzt sich in seinem Policy Paper für eine Neuregelung 

des Schwangerschaftsabbruchs außerhalb des Strafgesetzbuches (StGB) ein, das sich am re-

produktiven Selbstbestimmungsrecht und der körperlichen Integrität schwangerer Personen 

orientiert. 

Der djb kritisiert die defizitäre Versorgungslage ungewollt schwangerer Personen in Deutsch-

land und veranschaulicht, wie restriktiv das deutsche Recht im europäischen Vergleich aus-

fällt. Anlass für das Policy Paper ist die derzeitige internationale Diskussion um die Regulierung 

von Schwangerschaftsabbrüchen, die durch das Urteil des US-Amerikanischen Supreme 

Courts Dobbs v. Jackson Women's Health Organization ausgelöst wurde. Auf nationaler Ebene 

zeigt sich zudem der Wille der Bundesregierung über eine Neuregelung des Schwangerschafts-

abbruchs mit Blick auf eine Stärkung reproduktiver Rechte nachzudenken, wie der Ampel-Ko-

alitionsvertrag zeigt. So ist die Einrichtung einer Kommission geplant, die sich mit einer Rege-

lung des Schwangerschaftsabbruchs außerhalb des Strafgesetzbuches befassen soll. 

Derzeit stellt das deutsche Recht den Schwangerschaftsabbruch in § 218 StGB grundsätzlich 

unter Strafe, bleibt jedoch unter bestimmten Bedingungen straffrei. Eine Regelung des selbst-

bestimmten Schwangerschaftsabbruchs mit Mitteln des Strafrechts stößt aus heutiger Per-

spektive auf erhebliche Bedenken. Der djb setzt sich für eine Regelung des selbstbestimmten 

Schwangerschaftsabbruchs außerhalb des Strafgesetzbuches ein und plädiert dafür, die 

§§ 218 ff. aus dem Strafgesetzbuch zu streichen. Stattdessen sieht er eine Fristenlösung im 

Schwangerschaftsabbruch (SchkG) vor, nach der selbstbestimme Schwangerschaftsabbrüche 

ausnahmslos bis zur Überlebensfähigkeit des Fötus erlaubt sein sollten. Der djb schlägt für 

Schwangerschaftsabbrüche, die gegen oder ohne den Willen der schwangeren Person vorge-

nommen werden, einen eigenen Tatbestand im StGB vor (etwa in § 226b StGB). Außerdem 

macht sich der djb für die Verbesserung der Versorgungslage ungewollt schwangerer Perso-

nen stark, darunter die Verankerung eines Rechts auf Beratung statt der momentanen Bera-

tungspflicht und die Übernahme der Kosten für einen Schwangerschaftsabbruch von der ge-

setzlichen Krankenversicherung. Der Schwangerschaftsabbruch sollte zum verpflichtenden 

Programm der medizinischen Ausbildung im Studium sowie der Weiterbildung für die gynäko-

logische Facharztausbildung werden.  

Eine Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs ist für den djb auch unter Berücksichtigung 

der neueren verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung angezeigt. Die strafrechtliche Regelung 

des Schwangerschaftsabbruchs gegen oder ohne den Willen der schwangeren Person ist da-

gegen weiterhin geboten. 
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